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Die politische Lage in Deutschland  
Europa bleibt handlungsfähig  

Gutes Ergebnis des EU-Gipfels dank unserer Bundeskanzlerin

Die europäischen Staats- und Regierungschefs haben 
sich im Rahmen des Sondergipfels am 7./8. Februar 2013 
auf einen Entwurf für den mehrjährigen Finanzrahmen 
der Europäischen Union (EU) geeinigt. Damit ist für die 
Beratungen darüber, welche Mittel der EU in den Jahren 
2014 bis 2020 zur Verfügung stehen sollen, ein solides 
Fundament gelegt. Die gewachsene wirtschaftliche Kraft 
Deutschlands führt auf der einen Seite zu einer modera-
ten Erhöhung der deutschen Nettozahlungen und zu ei-
ner Reduzierung der Rückflüsse. Auf der anderen Seite 
steht allerdings die wichtige Botschaft, dass erstmals ei-
ne Kürzung der Ausgabenobergrenzen im Vergleich zum 
aktuellen Finanzrahmen vereinbart worden ist. Wenn 
die Mitgliedstaaten konsolidieren müssen, können die 
Ausgaben der EU nicht in den Himmel wachsen.  

Im Einzelnen: Die Agrarförderung wird schrittweise zu-
rückgefahren und stärker auf Nachhaltigkeitskriterien 
ausgerichtet. Die Regionalförderung wird ebenfalls ab-
gesenkt und auf die bedürftigsten Regionen konzen-
triert. Für Deutschland hat unsere Bundeskanzlerin ei-
nen wichtigen Erfolg erreicht: Regionen in den neuen 
Ländern, die künftig aus der Förderung herausfallen, er-
halten durch Maßnahmenkombinationen 64 Prozent der 
bisher zur Verfügung stehenden Beträge. Erheblich mehr 
investiert wird in die Zukunftsbereiche Bildung, For-
schung und Innovation. Die Ausgaben für Infrastruktur 
und Verkehr wurden verdoppelt. Zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit sollen sechs Milliarden Euro zur 
Verfügung gestellt werden. All das sind richtige Signale. 
Für das Inkrafttreten des neuen Finanzrahmens ist die 
Zustimmung des Europäischen Parlaments erforderlich. 
In den nun anstehenden Verhandlungen werden The-
men wie die Flexibilisierung des Mitteleinsatzes oder 
aber die Möglichkeit, das Haushaltsvolumen bei positi-
ver Wirtschaftsentwicklung nachträglich zu erhöhen, si-
cher eine Rolle spielen. 

Bildung und Forschung bleiben unsere Schwerpunkte  
Der Wechsel im Amt der Bundesministerin für Bildung 
und Forschung ist Anlass, Annette Schavan für ihre her-
ausragenden Leistungen als Ministerin in Land und 
Bund zu danken. Deutschland und seine Bildungs- und 
Forschungslandschaft haben ihr viel zu verdanken. Mit 
Annette Schavan verlieren wir eine engagierte, stets im 
Dienst der Sache stehende Ministerin, die uns in der 
Fraktion zum Glück erhalten bleibt. Die von ihr durchge-
setzten Mittelsteigerungen im Etat des Bundesministe-
riums für Bildung und Forschung (BMBF) betonen den 
Stellenwert, den die christlich-liberale Koalition diesem 
wichtigen Politikfeld beimisst. Um die Bildungs- und 
Forschungspolitik ist es gut bestellt. Deutschland ver-
fügt 2013 über den stärksten Bildungs- und Forschungs-
haushalt und steht auch international als dynamisches 

Hochtechnologieland hervorragend da. Unsere erfolg-
reiche Bildungs- und Forschungspolitik ist eine wesent-
liche Grundlage für die Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands – wir werden weiter mit großem Nachdruck für die 
Verstetigung dieser Politik und ihrer Finanzierung ein-
stehen.  

Mit Frau Prof. Dr. Johanna Wanka tritt eine profilierte 
Bildungs- und Wissenschaftspolitikerin in das Bundes-
kabinett ein. Die Bürgerrechtlerin, die 1989 das Neue Fo-
rum in Merseburg mitbegründete, hat als Professorin, 
Rektorin, Landesministerin bei uns in Niedersachsen 
und als Präsidentin der Kultusministerkonferenz erfolg-
reich in der und für die Wissenschaft gearbeitet. Wir 
freuen uns auf die Impulse der neuen Bundesministerin 
für Bildung und Forschung. Dass es in der Bildungspoli-
tik nicht nur um die internationale Konkurrenz um Zu-
kunftstechnologien geht, zeigt der Nationale Bildungs-
bericht der Bundesregierung, der in dieser Woche im 
Plenum debattiert wurde und der in diesem Jahr ganz im 
Zeichen der kulturellen Bildung steht. Selbst wenn der 
Bund nur wenige Zuständigkeiten im Bereich der Bil-
dungspolitik besitzt, so versteht er es doch, feine und 
dabei deutliche Akzente zu setzen. Die kulturelle Bil-
dung ist ein unverzichtbarer Anteil der Persönlich-
keitsbildung. In allen Bereichen der Bevölkerung und al-
len Lebensphasen besteht ein großes Interesse daran. 
Der diesjährige Bildungsbericht legt umfangreiches und 
verlässliches Zahlenmaterial dazu vor und zeigt u.a. auf, 
wie sich das 2012 gestartete Programm des BMBF zur 
Förderung non-formaler Bildungseinrichtungen, also 
etwa in Jugendzentren, Musikschulen und Vereinen, auf 
lokaler Ebene auswirkt. Gerade Kinder aus bildungsfer-
nen Elternhäusern können davon profitieren. Die 
30 Millionen Euro pro Jahr sind gut angelegt. 

Berechtigte Interessen fair zum Ausgleich bringen 
Die Bundesminister Altmaier und Rösler haben in der 
vergangenen Woche umfassende Vorschläge zur gerech-
ten Verteilung von Nutzen und Kosten der Energiewen-
de vorgelegt. Die Vorschläge sind so gut, dass weder 
Länder noch Opposition sie rundweg ablehnen konnten. 
SPD und Grüne können allerdings dem oppositionellen 
Reflex nicht widerstehen und kritisieren einzelne Be-
standteile des Gesamtkonzepts – und machen damit nur 
deutlich, dass sie keinen Überblick über die komplexen 
Zusammenhänge haben. Am schlimmsten ist, dass die 
Opposition mit ihrer Kritik den Sorgen und Nöten vieler 
Stromkunden nicht gerecht wird. Ihnen ist die blinde 
Subvention der Öko-Stromproduzenten lieber als die 
Bezahlbarkeit des Stroms oder die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft. Wir dagegen wollen und werden mit 
unseren Vorschlägen einen für alle Beteiligten fairen In-
teressensausgleich erreichen. 
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Regierungserklärung durch die Bundeskanzlerin, Dr. 
Angela Merkel, zu den Ergebnissen des Europäischen 
Rates am 7./8. Februar 2013 in Brüssel. Unsere Bundes-
kanzlerin erläuterte im Rahmen einer Regierungserklärung 
die Vorschläge zum Haushaltsrahmen der Europäischen 
Union für die kommenden sieben Jahre und die sich darin 
widerspiegelnden Schwerpunktsetzungen. 

Eidesleistung der Bundesministerin für Bildung und 
Forschung. Zuvor hatte Prof. Dr. Johanna Wanka vor dem 
Plenum des Deutschen Bundestages ihrem Amtseid als un-
sere neue Bundesministerin. 

Zweiundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Bun-
deswahlgesetzes. Wir haben einen Gesetzentwurf zur Än-
derung des Bundeswahlgesetzes zur 2./3. Lesung vorgelegt. 
Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) war eine Änderung des Bundeswahlgesetzes not-
wendig geworden, um dauerhaft das sog. negative Stimm-
gewicht vermeiden zu können. Wir halten dazu am be-
währten System der personalisierten Verhältniswahl fest, 
führen dazu aber ein Verfahren ein, das für Überhangman-
date einen Ausgleich vorsieht. Alle Direktmandate sind 
künftig durch Zweitstimmen unterlegt, so dass im Ergebnis 
keine Überhangmandate mehr anfallen. Damit kann künf-
tig auch auf eine gesonderte Regelung zum Ausscheiden bei 
Überhangkonstellationen verzichtet werden.  

Mehr Berücksichtigung von Qualität bei der Vergabe 
von Dienstleistungen. Mit unserem Koalitionsantrag un-
terstützen wir die Bundesregierung darin, das Vergaberecht 
für die Beschaffung insbesondere sozialer Dienstleistungen 
sachgerechter auszugestalten. Bieterbezogene Kriterien sol-
len in die Zuschlagsentscheidung einfließen können, so 
zum Beispiel Qualifikation und Fachkenntnisse der Aus-
führungskräfte. Die Bundesregierung soll sich auch auf eu-
ropäischer Ebene für eine gleichlautende Regelung bei der 
anstehenden Reform der Vergaberichtlinien einsetzen. 

Innovation stärken und Lust auf Technik wecken. Wir 
stellen fest, dass es uns in Deutschland mittlerweile oft an 
der Offenheit und einer positiven Grundeinstellung für 
technische Innovationen mangelt, die zuweilen vorschnell 
und ohne abwägende Diskussion abgelehnt werden. Dabei 
ist die Aufgeschlossenheit für neue Technologien eine 
wichtige Grundlage für die wirtschaftliche Entwicklung ei-
nes Landes. Wir wollen daher noch stärker als bisher dafür 
sorgen, dass neben den Risiken auch die Chancen des tech-
nologischen Wandels betrachtet werden. Bei diesem Dialog 
mit den Bürgern sind Politik, Hochschulen, Forschungsein-
richtungen, Unternehmen und viele Andere gleichermaßen 
gefragt. 

Gesetz zur Stärkung der beruflichen Aus- und Weiter-
bildung in der Altenpflege. Wir haben einen Gesetzes-
entwurf vorgelegt, der mehr Menschen für eine Ausbildung 
zur Fachkraft in der Altenpflege gewinnen soll. Auf der ei-
nen Seite verbessern wir die Möglichkeiten zur Ausbil-
dungsverkürzung bei entsprechenden Vorkenntnissen, die 
durch berufliche Weiterbildungen bestehen. Daneben füh-
ren wir die dreijährige Vollfinanzierung von nicht 
verkürzbaren Weiterbildungen befristet wieder ein. Die 
entstehenden Kosten sind überschaubar und eine gute In-
vestition in die Behebung des Fachkräftemangels in der Al-
tenpflege. Aufgrund der Dringlichkeit kommt es in dieser 
Woche auch zur zweiten und dritten Lesung des Gesetzes, 
mit dem wir in der gemeinsam mit den Ländern und Wohl-
fahrtsverbänden erarbeiteten „Ausbildungs- und Qualifizie-
rungsoffensive Altenpflege“ dazu beitragen, dem Fachkräf-
temangel in der Altenpflege zu begegnen. 

Gesetz über die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
und die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes (Be-
völkerungsstatistikgesetz). Wir modernisieren die Geset-
zeslage in 2./3. Lesung, um auf die veränderten Verhält-
nisse etwa durch die Reform des Personenstandrechts zu 
reagieren. So wird in zukünftigen Erhebungen nun auch 
der Bestand eingetragener Lebenspartnerschaften erfasst. 
Ebenfalls werden Erhebungs- und Hilfsmerkmale konkret 
festgelegt. 

Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch und anderer Gesetze. Die Erfahrungen bei der An-
wendung des „Bildungs- und Teilhabepakets“ zeigen Ver-

waltungsvereinfachungen und Rechtsänderungen an, die 
in zweiter und dritter Lesung zur Entscheidung vorgelegt 
werden. Die Änderungen bezwecken im Detail eine Verbes-
serung und Vereinfachung der Inanspruchnahme, der Ab-
rechnung und der Verwaltung von Leistungen. 

Verbraucherpolitischer Bericht 2012. Die Entdeckungen 
von nicht deklariertem Pferdefleisch in Fertiggerichten ha-
ben große öffentliche Unruhe und Entrüstung hervorgeru-
fen. Der Bericht der Bundesregierung zeigt auf, wie mit 
konkreten gesetzgeberischen Maßnahmen zum Schutz des 
mündigen Bürgers als Verbraucher beigetragen werden 
konnte. Diese gesetzgeberische Arbeit stellt die Grundlage 
für einen wirkungsvollen Verbraucherschutz dar. 

Wettbewerbsfähigkeit der Kultur- und Kreativwirt-
schaft weiter erhöhen - Initiative der Bundesregierung 
verstetigen und ausbauen. Der Beitrag der Kultur- und 
Kreativwirtschaft zur Bruttowertschöpfung in Deutschland 
ist bedeutend. Für das Jahr 2011 etwa wird er auf 
62,7 Mrd. Euro veranschlagt. In 244.000 Unternehmen ar-
beiten knapp eine Million Erwerbstätige. Der Antrag der 
christlich-liberalen Koalition würdigt diese Bedeutung und 
benennt Stellen, an denen Kultur- und Kreativwirtschaft 
besser unterstützt werden können. Auch weiterhin werden 
wir uns in der Initiative „Kultur- und Kreativwirtschaft“ be-
sonders für die Belange dieses Wirtschaftszweiges einset-
zen.  

Daten und Fakten 
Reallöhne steigen 2012 zum dritten Mal in Folge. Die 
preisbereinigten Bruttomonatsverdienste in Deutschland 
sind im vergangenen Jahr durchschnittlich um 0,6% gestie-
gen. Nach einem Anstieg um 1,0% im Jahr 2011 und um 
1,5% im Jahr 2010 ist dies somit der dritte Anstieg in Folge. 
Die Nominallöhne lagen im Jahr 2012 um 2,6% über ihrem 
Vorjahreswert. Im selben Zeitraum erhöhten sich die Ver-
braucherpreise um 2%. Dabei zeigte sich auch, dass die Re-
allöhne innerhalb des Jahres 2012 von Quartal zu Quartal 
stetig anstiegen. War im 1. Quartal 2012 der Anstieg der 
Nominallöhne und der Reallöhne nahezu identisch, sodass 
die Reallöhne unverändert blieben, stiegen die Nominal-
löhne in den Folgequartalen jeweils stärker als die Verbrau-
cherpreise. Dadurch beschleunigte sich folglich das Wachs-
tum der Reallöhne - im vierten Quartal 2012 betrug es 1,2%. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Soziale Gerechtigkeit ist vor allem Chancengerechtig-
keit. Dies ist das zentrale Ergebnis einer Untersuchung, die 
das Institut für Demoskopie Allensbach (IfD Allensbach) im 
Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) 
durchgeführt hat. 70% der Befragten empfinden eine wach-
sende Gerechtigkeitslücke. Um diese zu schließen, halten 
es 90% für ausschlaggebend, allen Kindern gleiche Bil-
dungschancen zu geben. Dazu gehört neben einer besseren 
frühkindlichen Förderung (56%) auch eine stärkere Verein-
barkeit von Familie und Beruf (71%). Aspekte der Einkom-
mensspreizung und Vermögensverteilung treten in den 
Hintergrund zugunsten von Familienförderung, Kinderbe-
treuung, Schulpolitik, Ausbildungsförderung und Hoch-
schulpolitik. Nur für 21% der Befragten hat Verteilungsge-
rechtigkeit Vorrang, wohingegen fast dreimal so vielen 
(57%) Chancengerechtigkeit am wichtigsten ist. 

(Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach) 
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